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Schwieriges Wachstum
Bevölkerungsdynamik – das vergessene 
Thema der Entwicklungspolitik
Von Lilli Sippel, Franziska Woellert und Reiner Klingholz
2  Schwieriges Wachstum
Was hat Bevölkerung mit Entwicklung 
zu tun? 
Das westafrikanische Niger gehört zu jenen 
Ländern, denen hierzulande kaum Auf-
merksamkeit geschenkt wird. Kurzfristiges 
Medien interesse erweckt es nur, wenn die 
Hälfte der Bevölkerung von einer Hunger-
katastrophe bedroht ist, wenn bewaffnete 
Konflikte mit der Stammesbevölkerung im 
Norden des Landes aufflammen oder wenn 
das Militär den Präsidenten gewaltsam 
aus dem Amt drängt wie im Februar 2010. 
 Positive Entwicklungen scheint es nirgendwo 
zu geben. In dieser vermeintlich ausweglosen 
Lage wird die nigrische Bevölkerung mehr 
oder weniger ihrem Schicksal  überlassen.
Dabei lohnt sich ein eingehender Blick auf 
das Land und insbesondere auf seine Men-
schen – genauer gesagt auf die Entwicklung 
der Bevölkerung. Niger führt nämlich so 
einige demografische Weltranglisten an. Mit 
durchschnittlich über sieben Kindern pro 
Frau weist das Land die höchste Fertilitäts-
rate und auch das stärkste natürliche Bevöl-
kerungswachstum der Welt auf. Alleine in den 
vergangenen 20 Jahren hat sich die Einwoh-
nerzahl auf knapp 16 Millionen verdoppelt. 
2050 dürfte sie sich noch einmal mehr als 
verdreifacht haben, so dass dann etwa 58 
Millionen Menschen in dem dürren Land 
leben werden. Zusammen mit einer extrem 
niedrigen Lebens erwartung von nur 52 Jah-
ren führen die hohen Geburtenzahlen zu der 
jüngsten Bevölkerung weltweit: Das Alter, das 
die  Nigrer in eine jüngere und ältere Hälfte 
teilt, liegt bei nur 15 Jahren. In Deutschland 
liegt dieses sogenannte Median alter bei 44 
Jahren.1
Die hohe Geburtenrate bringt viele Probleme 
mit sich, denn all die nachkommenden jungen 
Menschen wollen essen, arbeiten, sich bilden 
und medizinisch versorgt werden. Selbst 
bei funktionierenden Strukturen könnte der 
dringend benötige Ausbau der Infrastruktur 
mit einem solchem Wachstum der Bevölke-
rung kaum Schritt halten. Doch Niger zählt 
zu den „gescheiterten Staaten“, das heißt, es 
kann seinen Bürgern weder  Sicherheit noch 
Rechtsstaatlichkeit,  geschweige denn Wohl-
fahrt garantieren. 
Die Lebenssituation der Menschen ist ent-
sprechend schlecht, worunter vor allem die 
Kinder leiden. 85 von 1.000 Neugeborenen 
sterben noch vor ihrem ersten Geburtstag1 
und gut die Hälfte aller Kinder unter fünf 
Jahren ist aufgrund mangelhafter Ernährung 
zu klein für ihr Alter.2 Nur die Hälfte der Kin-
der besucht überhaupt eine Grundschule, die 
Chance auf einen weiterführenden Abschluss 
erlangen dann nur noch zehn Prozent.2 Die 
Analphabetenrate Nigers liegt damit noch 
heute bei über 70 Prozent.2 Dazu kommt, 
dass über 80 Prozent der Bevölkerung auf 
dem Land leben, wo Arbeitsplätze rar sind 
und sich die Menschen überwiegend über 
eigene landwirtschaftliche Erträge versor-
gen.1 Doch nur etwa ein Drittel der Fläche 
des Landes ist überhaupt landwirtschaftlich 
nutzbar.2 Der Rest ist von Wüste bedeckt, die 
sich immer mehr ausbreitet. Schwankende 
Niederschlagsmengen erschweren zusätz-
lich den Anbau. So kommt es, dass fast 90 
Prozent der Bevölkerung ihren Lebensunter-
halt von weniger als zwei US-Dollar am Tag 
bestreiten.3 Gesamtwirtschaftlich schlagen 
sich die schlechten  Lebensbedingungen 
ebenso deutlich nieder. So lag im Jahr 2008 
das durchschnittliche Bruttonationaleinkom-
men pro Einwohner bei nur 680 US-Dollar.4 
Vor diesem Hintergrund wundert es kaum 
noch, dass Niger im internationalen Ranking 
für menschliche Entwicklung, beim Human 
Development Index (HDI), den letzten Platz 
belegt.3
Problemregion Subsahara-Afrika
Niger mag als Extrem erscheinen, doch in 
vielen anderen afrikanischen Staaten südlich 
der Sahara lassen sich ganz ähnliche Bedin-
gungen beobachten: Entwicklungsprobleme 
und schwache staatliche Strukturen treffen 
auf ein immenses Bevölkerungswachstum. 
Damit ist Subsahara-Afrika insgesamt ge-
sehen nicht nur der ärmste Teil der Welt, 
sondern auch derjenige mit dem schnellsten 
Zuwachs an Menschen. Mit durchschnittlich 
rund fünf Kindern pro Frau dürfte sich die 
Bevölkerung in der Region bis 2050 mehr als 
verdoppeln und um fast eine Milliarde Men-
schen  zunehmen.1
Auch in Asien und Lateinamerika, wo durch-
schnittlich jeweils etwa 2,3 Kinder pro Frau 
geboren werden, wächst die Bevölkerung. 
Bis 2050 ist in beiden Regionen mit einem 
Zuwachs von etwa 20 Prozent zu rechnen – in 
absoluten Zahlen sind das rund 1,1 Milliarden 
respektive 140 Millionen Menschen mehr 
als heute. Allein Indien und Pakistan werden 
bis 2050 zusammen fast so viele Einwohner 
hinzugewinnen, wie heute in den EU-Ländern 
leben. Europa muss sich dagegen als einziger 
Kontinent auf einen Bevölkerungsrückgang 
von rund sechs Prozent einstellen.1
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Die genannten Zahlen entsprechen dem 
mittleren Wachstumsszenario der Vereinten 
Nationen. Manche Experten bezweifeln 
allerdings, dass diese Variante eintreffen 
wird.5 Sie geht nämlich davon aus, dass die 
Fertilitätsrate von heute 2,5 Kindern pro 
Frau im weltweiten Durchschnitt bis 2050 
auf glatt zwei Kinder sinkt. Dieser Rückgang 
dürfte mit den aktuellen Bemühungen im 
Bereich der Familienplanung nur schwerlich 
zu erreichen sein. Werden hier keine weiteren 
Anstrengungen unternommen und bliebe 
die Fertilitätsrate auf dem heutigen Stand, 
so würde die Bevölkerung deutlich stärker 
wachsen – und zwar in fast allen Regionen. 
Für die Weltbevölkerung würde das bedeu-
ten, dass es 2050 rund elf Milliarden Men-
schen geben könnte statt 9,2 Milliarden, wie 
von den Vereinten Nationen in ihrer mittleren 
Prognose angenommen.5
Wo es viele Kinder gibt
In Subsahara-Afrika ist die durchschnittliche Kinder-
zahl pro Frau weltweit am höchsten. Mehr als die 
Hälfte der Bevölkerung lebt dort in ländlichen Regio-
nen mit unzureichender Infrastruktur. Es gibt weder 
genügend Schulen noch Krankenhäuser. Mütter- und 
Kindersterblichkeit zählen zu den höchsten der Welt. 
Da es auch an Renten- und Krankenversicherungen 
mangelt, sind Eltern auf die Hilfe ihrer Kinder ange-
wiesen, um das Armutsrisiko gering zu halten. Oft 
wünschen sich Frauen dennoch weniger Kinder, doch 
moderne Verhütungsmittel wie Pille oder Kondom 
sind schwer zu bekommen. Im Gegensatz dazu 
schrumpft die Bevölkerung in Europa und Teilen 
Asiens, denn hier werden weniger Kinder geboren, 
als zum Erhalt der Elterngeneration nötig sind.
Durchschnittliche Kinderzahl pro Frau 
im Jahr 2009
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Fast das gesamte weltweite Bevölkerungs-
wachstum geht also auf das Konto der Ent-
wicklungsländer, womit die Welt demogra-
fisch gesehen zweigeteilt ist. Auf der einen 
Seite stehen die jungen, schnell wachsenden 
Bevölkerungen der Entwicklungsländer, auf 
der anderen Seite die alternden und häufig 
schrumpfenden Gesellschaften Europas und 
Ostasiens. 
Altersversorgung gibt es meist nur in der 
formellen Wirtschaft und im Staatsdienst. 
Frauen sind besonders durch Altersarmut ge-
fährdet, denn im Vergleich zu Männern haben 
sie eine höhere Lebenserwartung, erzielen im 
Laufe ihres Lebens weniger Einkommen und 
sind im sozialen Leben oft benachteiligt. Ein 
weiterer Brennpunkt sind ländliche Regionen, 
insbesondere, wenn durch Migration oder 
HIV/Aids traditionelle familiäre Netzwerke 
verloren gehen. 
Bevölkerungsdruck, politische Instabilität, 
Naturkatastrophen und Klimawandel, aber 
auch die Perspektivlosigkeit vieler junger 
Erwachsener auf dem Land sowie die von 
den Medien transportierten Verheißungen 
von einem besseren Leben lösen Migrations-
bewegungen aus. Insgesamt gibt es rund 214 
Millionen internationale Migranten.7 Dazu 
kommen noch Menschen, die innerhalb eines 
Staates wandern – vor allem vom Land in die 
Städte –, deren Zahl aber international nicht 
erhoben wird. Etwa die Hälfte der Migranten 
lebt in Entwicklungsländern, die meist mit 
der Bewältigung der Wanderungsströme 
sowie den Integrationsaufgaben überfordert 
sind. So findet ein Großteil der afrikanischen 
Migration innerhalb Afrikas statt, was häufig 
zu neuen Verteilungskämpfen führt. 
0– 10– 20
Pakistan 150,4
USA
Nigeria
Indonesien
Äthiopien
79,7Dem. Republik Kongo
China
64,4Tansania
Uganda
–6,0
– 3,9
– 2,1
Polen
Rumänien
Bulgarien
– 10,4 Ukraine
– 24,3 Russland
Japan– 25,3
Indien
0 30 40 50 60 70 80 90 100 110 120 130 140 150 160 170 180 190 200 21010 20
Geteilte Welt: Wachstum und 
 Schrumpfung
Von Japan bis nach Europa erstreckt sich der 
Gürtel jener Länder, die bereits heute Bevölkerung 
verlieren oder in absehbarer Zeit schrumpfen 
werden. Demgegenüber wachsen die meisten 
Gesellschaften Asiens und Afrikas weiter, weil 
dort deutlich mehr Menschen geboren werden als 
sterben. Das Wachstum in den USA gründet vor 
allem auf attraktiven Zuwanderungsbedingungen. 
Allein Indien wird bis 2050 deutlich mehr Men-
schen hinzugewinnen, als heute in den USA leben. 
Zwar ist die Fertilität der Inderinnen mit durch-
schnittlich 2,7 Kindern längst nicht mehr so hoch 
wie noch in vielen afrikanischen Ländern, doch 
sind etwa 40 Prozent der Inder heute jünger als 
20 Jahre und damit im oder kurz vor dem poten-
ziellen Elternalter. Trotz des Trends zur Kleinfami-
lie dürften sie in absoluten Zahlen mehr Kinder auf 
die Welt bringen als ihre Eltern.
Die neuen Herausforderungen 
der  Entwicklungszusammenarbeit: 
 Alterung und Migration
Die ungleiche Bevölkerungsdynamik 
weltweit bringt neue Herausforderungen 
für die Entwicklungszusammenarbeit mit 
sich. Einerseits verdoppeln einige Länder 
Subsahara-Afrikas ihre Einwohnerzahlen 
innerhalb kurzer Zeit, andererseits sind die 
Geburtenraten in vielen Ländern Asiens 
oder Lateinamerikas bereits gefallen und die 
Gesellschaft altert dort. Nationale und inter-
nationale Migrations bewegungen können 
Probleme verschärfen oder aber als Chance 
verstanden werden.
In Schwellen- und ehemaligen Entwicklungs-
ländern wie China oder Südkorea altern 
die Gesellschaften deutlich schneller als in 
Europa. So hat es in Frankreich 115 Jahre 
gedauert, bis sich der Anteil der über 60-Jäh-
rigen von sieben auf 14 Prozent verdoppelt 
hat – Thailand benötigt für die gleiche 
Entwicklung voraussichtlich nur 20 Jahre.6 
Bis 2050 dürften weltweit etwa 1,5 Milliar-
den Menschen leben, die älter als 64 Jahre 
sind – drei Viertel von ihnen in den heutigen 
Entwicklungsländern, denn auch dort steigt 
im Allgemeinen die Lebenserwartung.1 Sie 
treffen dort auf wenig entwickelte Gesund-
heits- und Sozialsysteme. Eine institutionelle 
Zu- und Abnahme der Bevölkerung bis 2050 
in Millionen, mittlere Variante
(Datengrundlage: United Nations1)
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In die Industrieländer wandern vor allem 
besser Qualifizierte ab. Dies führt zunächst 
zu einem Verlust an Humanvermögen für die 
Entwicklungsländer, dann aber auch zu Rück-
überweisungen, die in der Summe fast das 
Dreifache der gesamten öffentlichen Entwick-
lungshilfe ausmachen.8 Schließlich kann eine 
zirkuläre Migration entstehen, bei der Qualifi-
zierte zurück in ihre Ursprungsländer ziehen, 
um dort mit dem im Ausland erworbenen 
Knowhow Investitionen zu tätigen.9
Entwicklungszusammenarbeit ohne 
Bevölkerungspolitik?
In den meisten Programmen nationaler wie 
internationaler Entwicklungsstrategen und 
Politiker wird das hohe Bevölkerungswachs-
tum im südlichen Afrika höchstens am Rande 
erwähnt. Stattdessen konzentriert sich 
die Entwicklungszusammenarbeit auf die 
Bekämpfung einzelner Probleme, indem sie 
zum Beispiel versucht, die Gesundheit von 
Müttern zu fördern, die Kindersterblichkeit 
zu verringern, die HIV/Aids-Pandemie einzu-
dämmen oder den Zugang zur Grundschul-
bildung zu verbessern. All dies sind wich-
tige Ansätze, um den armen Ländern neue 
Perspektiven zu bieten. Sie sind sogar so 
wichtig, dass ihre Umsetzung im Jahr 2000 
von den Vereinten Nationen jeweils zu einem 
Millenniums-Entwicklungsziel erklärt wurde. 
Doch es stellt sich die Frage, ob die Probleme 
nicht einer übergeordneten Strategie anstelle 
von Einzellösungen bedürfen. 
Tatsächlich werden ganzheitliche Ansätze 
in der internationalen Entwicklungszusam-
menarbeit schon seit längerem gefordert 
und auch konzeptionell ausgearbeitet. In der 
Praxis setzen sie sich jedoch nur sehr schwer 
durch. Das liegt zum Teil daran, dass es ein-
facher ist, Grundschulen zu bauen, als die 
Bildung von Kindern mit Fragen zu Hygiene 
und Gesundheit, mit Mikrokrediten sowie der 
Gleichstellung von Frauen zu verknüpfen. Ein 
auf ein einzelnes Thema reduziertes Projekt 
lässt sich besser planen und durchsetzen, 
sowohl bei den Regierungsgremien der 
Geber nationen als auch bei denjenigen, die 
das Geld empfangen und die Projekte durch-
führen sollen. So erklären sich die vielen 
Themenschwerpunkte in der Entwicklungs-
politik, die nur selten im großen Zusammen-
hang diskutiert werden. 
Die Folge sind Projekte mit nur begrenztem 
Wirkungsgrad. Im schlimmsten Fall können 
sich einzelne Projekte in ihrer Wirkung sogar 
gegenseitig aufheben. Zudem werden in 
der Entwicklungszusammenarbeit oft – und 
notgedrungen – Symptome behandelt, 
statt Ursachen bekämpft: Aufforstung statt 
Waldschutz oder finanzielle Hilfen statt Be-
seitigung von Handelsbarrieren. Es werden 
zum Beispiel auch Projekte zum Konflikt-
management in Regionen durchgeführt, 
in denen Flüchtlingsströme zu ethnischen 
Spannungen oder Verteilungsproblemen 
führen, statt die Ursachen dieser Ströme in 
den Herkunfts regionen anzugehen. Am An-
fang der Wirkungskette, die vielen Problemen 
zugrunde liegt, steht ein starkes Bevölke-
rungswachstum, das zu einer Überbelastung 
natürlicher und finanzieller Ressourcen führt. 
Doch auf dieses nehmen die genannten ent-
wicklungspolitischen Interventionen keinen 
Einfluss, es wird im Allgemeinen nicht einmal 
thematisiert. 
Lässt sich Bevölkerungsentwicklung 
überhaupt politisch steuern? 
Generell lassen sich drei Ansätze zur Bevöl-
kerungsregulierung unterscheiden. Erstens 
solche, die direkt Einfluss auf die Zahl der 
Geburten nehmen, wie zum Beispiel die 
staatlich auferlegten Zwangsmaßnahmen 
der Ein-Kind-Politik in China. Zweitens 
Programme, die Wissen und Methoden zur 
Verhütung bereitstellen und damit Frauen 
und Männer befähigen, selbst die gewünsch-
te Kinderzahl zu bestimmen. Und drittens 
Ansätze, die reproduktive Entscheidungen 
indirekt beeinflussen, wie Zugang zu Bildung, 
die Förderung von Frauenrechten oder eine 
wirtschaftliche Entwicklung mit verbesserten 
Arbeitsmärkten. Als nachhaltig hat sich ein 
Zusammenführen der letzteren beiden Ansät-
ze erwiesen. 10
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges, als 
das Bevölkerungswachstum vor allem in den 
Entwicklungsländern ein bis dato unbekann-
tes Ausmaß erreicht hatte, wuchs die Sorge 
vor einer „Bevölkerungsexplosion“. Aus Angst 
vor Hungersnöten und einer Übernutzung 
der Erde ging es dabei bis in die 1980er 
Jahre hauptsächlich um die Reduzierung der 
Geburtenraten. Einige Entwicklungsländer 
integrierten Familienplanung in ihre Entwick-
lungsstrategien. Manche in einer sanfteren 
Form, indem sie die Verbreitung von Verhü-
tungsmitteln unterstützten, wie zum Beispiel 
in Thailand oder Bangladesch. Andere 
wählten zeitweise dogmatischere Methoden 
wie die (Zwangs-)Sterilisation in Indien oder 
die noch heute geltende Ein-Kind-Politik 
Chinas.11
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Gerade letztere Beispiele lösten massive 
Proteste aus, weil sie einen starken Eingriff in 
die Privatsphäre darstellen. Vielen Kritikern 
waren die Programme außerdem zu einseitig 
auf die Reduzierung der Geburtenraten aus-
gerichtet. Zu ihnen gehörten zumeist Politiker 
aus den ärmeren Ländern selbst, die sich 
durch die Förderung von Familienplanung 
von den Industrienationen bevormundet 
fühlten. Sie befürworteten stattdessen eine 
Politik, die ausschließlich wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung fördert – der Geburten-
rückgang käme dann von allein. „Entwicklung 
ist die beste Verhütung“, so brachten es 
Vertreter dieser Fraktion auf der ersten Welt-
bevölkerungskonferenz in Bukarest 1974 auf 
den Punkt.12 Trotz ihrer Meinungsunterschie-
de einigten sich die teilnehmenden Staaten 
in Bukarest auf den sogenannten World 
 Population Action Plan, in dem Familien-
planung mit weiteren Entwicklungsmaßnah-
men verknüpft wurde.13 
Doch der Streit zwischen den verschiede-
nen Fraktionen entwickelte sich weiter und 
eskalierte 1984 auf der zweiten Weltbevöl-
kerungskonferenz in Mexiko City. Die Verei-
nigten Staaten, bisher größter Befürworter 
und Zugpferd für eine staatliche, regulierende 
Bevölkerungspolitik, zogen sich weitgehend 
aus diesem Bereich zurück, weil sich viele 
Programme zur Familienplanung und repro-
duktiven Gesundheit auch für medizinisch 
und hygienisch unbedenkliche Umstände bei 
Schwangerschaftsabbrüchen einsetzen. Die 
damalige Regierung von Präsident Ronald 
Reagan reagierte damit auf den Druck der 
Abtreibungsgegner, die insbesondere aus 
dem Lager der religiösen Rechten in den USA 
kamen. Sie wurden aus dem Vatikan unter-
stützt, fanden aber auch Verbündete in den 
konservativen islamischen Staaten. Unter 
dem Stichwort „Mexico City Policy“ förderten 
die USA keine Projekte mehr, die auch nur im 
weitesten Sinne Abtreibungen erlaubten oder 
begünstigten.14 Auch gab es deutliche Ein-
schnitte in der finanziellen Unterstützung für 
bevölkerungspolitische Maßnahmen.15
In den folgenden zehn Jahren nahm die 
internationale Bevölkerungspolitik eine 
weitere Wende. Zum einen rückten andere 
demografische Probleme wie die HIV/Aids-
Pandemie stärker in den Vordergrund. Zum 
anderen fand ein Umdenken statt, weg von 
dem staatlich verordneten Zwang zur Fami-
lienplanung hin zum individuellen Recht auf 
Gesundheit insbesondere für Schwangere 
und Neugeborene. Im Mittelpunkt standen 
dabei die Umsetzung von Familienplanung 
als Menschenrecht sowie die Gleichberech-
tigung und die Gesundheit der Frauen.14 
Diese Neuausrichtung wurde auf der dritten 
Weltbevölkerungskonferenz 1994 in Kairo 
in einem detaillierten Aktionsprogramm 
manifestiert.16 Die Geberländer einigten sich 
darauf, ein Drittel der bis 2005 anfallenden 
Kosten von geschätzt 6,1 Milliarden US-Dollar 
jährlich zu übernehmen.15
Umgesetzt wurde von den Versprechungen 
bisher jedoch kaum etwas. Der Druck der 
Familienplanungsgegner – bis vor kurzem 
unter Federführung von US-Präsident George 
W. Bush – war zu groß, so dass es Staaten 
und entwicklungspolitischen Institutionen 
fast unmöglich war, Fördergelder für Fami-
lienplanungsprojekte bewilligt zu bekom-
men.15 Auch bei den Verhandlungen um die 
Millenniums-Entwicklungsziele wurde das 
Thema Bevölkerungswachstum komplett 
ausgeklammert. 
Zwar sind unter den Zielen einige Vereinba-
rungen aus dem Bereich der reproduktiven 
Gesundheit wie die Senkung der Kinder- und 
Müttersterblichkeit und die Eindämmung der 
HIV/Aids-Pandemie. Doch Möglichkeiten, 
das Bevölkerungswachstum zu senken, etwa 
durch die Verbesserung des Verhütungsan-
gebots in Entwicklungsländern, werden gar 
nicht erwähnt. Dabei gefährdet gerade das 
starke Bevölkerungswachstum das Erreichen 
der Millenniums-Entwicklungsziele, denn 
seit ihrer Formulierung im Jahr 2000 ist die 
Weltbevölkerung von 6,1 Milliarden auf 6,9 
Milliarden gewachsen.1
Entwicklungschancen durch 
 Geburtenrückgang
Der Zusammenhang von Entwicklungsproble-
men und Bevölkerungswachstum wird seit 
der Kairo-Konferenz systematisch verkannt, 
wenn nicht gar ignoriert. Dabei lohnt es sich, 
den Aufstieg ehemals armer Länder, die sich 
mittlerweile demografisch und wirtschaftlich 
weiterentwickelt haben, zu rekonstruieren. 
Denn ausgehend von Südkorea und anderen 
südostasiatischen Staaten, über weitere Län-
der in Asien, Lateinamerika und Nord afrika 
hinweg, gingen sinkende Geburtenraten mit 
einem wirtschaftlichen Aufschwung und 
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steigendem Bildungsniveau einher, wobei 
Ursache und Wirkung nicht voneinander zu 
trennen sind. Mit Ausnahme der kapitalkräf-
tigen Ölstaaten hat bisher kein Land mit einer 
hohen Geburtenrate einen höheren sozio-
ökonomischen Entwicklungsstand erreicht. 
Die einst armen Länder folgen damit im 
Prinzip den früh industrialisierten Ländern, 
in denen die Fertilität im Zuge ihrer wirt-
schaftlichen Entwicklung kontinuierlich ge-
fallen ist und die damit den demografischen 
Übergang durchlaufen haben. Das heißt, dort 
sanken nach einer langen vorindustriellen 
Phase mit hohen Geburten- und Sterberaten 
zunächst die Sterberaten aufgrund verbes-
serter Lebensbedingungen. Dadurch kam es 
zu einem starken Wachstum der Bevölkerung. 
Bedingt durch bessere Bildung sowie wirt-
schaftliche Entwicklung sanken anschließend 
die Geburtenraten. Das Bevölkerungswachs-
tum verlangsamte sich und ist in einigen Län-
dern sogar in ein Schrumpfen umgeschlagen. 
Doch während der demografische Übergang 
in den frühen Industrienationen rund 200 
Jahre in Anspruch nahm, hat er in Staaten 
wie Südkorea, Singapur, Taiwan, aber auch 
in China und anderen Ländern nur einige 
Jahrzehnte gedauert. Dass dort die Geburten-
raten schneller gefallen sind als zuvor in den 
Industrienationen, liegt auch daran, dass die 
Regierungen das starke Bevölkerungswachs-
tum als Problem erkannt und daraus eine 
Bevölkerungspolitik abgeleitet haben. Zudem 
waren anders als zu früheren Zeiten wirk-
same und sichere Mittel zur Familienplanung 
verfügbar. 
Vom demografi schen Bonus zur 
 demografi schen Dividende 
Am Beispiel Südkorea lässt sich leicht nach-
vollziehen, wie diese Entwicklung verläuft: 
Staatlich geförderte Familienplanungskam-
pagnen haben dort in den 1960er Jahren den 
Zugang zu modernen Verhütungsmethoden 
verbessert und erfolgreich für ein Leben mit 
weniger Kindern geworben. Binnen einer 
Generation sank die durchschnittliche Kin-
derzahl je Frau von etwa sechs im Jahr 1960 
auf 1,6 im Jahr 1990.1 
So ging der Anteil der Kinder an der Gesamt-
bevölkerung zurück, während die Quote der 
erwerbsfähigen Menschen im Alter zwischen 
15 und 64 Jahren stieg. Gleichzeitig hatten 
Familien und Staat mehr Geld zur Verfügung, 
weil weniger Kinder nachwuchsen, die ver-
sorgt werden mussten. Vor allem die gebur-
tenstarken Jahrgänge im besten Arbeitsalter 
konnten damit zum Wohlstand ihres Landes 
beitragen. 
Dieser Zustand wird als demografischer 
Bonus bezeichnet, weil er einer Gesellschaft 
völlig neue Entfaltungsmöglichkeiten bie-
tet. Der Bonus kann allerdings nur zeitlich 
begrenzt als „Dividende“ geerntet werden. 
Er verfällt, wenn die große Zahl der jungen 
Erwachsenen ungenutzt aus ihrem produk-
tivsten Alter herauswächst. Eine günstige 
Altersstruktur allein bedeutet somit noch 
keine sichere Entwicklung. Vielmehr kommt 
es darauf an, dass, sobald der demografische 
Bonus verfügbar ist, massiv in Arbeitsplätze 
investiert wird. Nur unter dieser Bedingung 
finden die vielen jungen Erwachsenen 
Beschäftigung in den ersten entstehenden 
Industrie- und Produktionsbetrieben, die 
auf eine große Zahl von Arbeitskräften ange-
wiesen sind. Zugleich sind Investitionen in 
Bildung dann vor allem für die jüngere, nach-
wachsende und kleinere Generation notwen-
dig, weil  die zweite Phase der Industrialisie-
rung eine höhere Qualifikation erfordert. 
Der demografische Bonus
In der ersten Phase einer sozioökonomischen Ent-
wicklung ist die Bevölkerung sehr jung und die Ab-
hängigkeit von den erwerbstätigen Erwachsenen ist 
hoch. Da aber auch die Sterblichkeit hoch ist, gibt es 
wenig alte Menschen, die versorgt werden müssen. 
Wenn dann die Geburten- und Sterberaten sinken, 
verschiebt sich in der zweiten Phase der Schwerpunkt 
der Bevölkerung ins erwerbsfähige Alter. Gelingt es, 
diesen demografischen Bonus zu nutzen, kann sich 
ein Land gut entwickeln und eine demografische 
Dividende einfahren. In der dritten Phase altert die 
Bevölkerung, weil immer weniger Kinder nachwach-
sen und die Lebenserwartung steigt. Bis dahin muss 
ein Land von der Arbeitskraft seiner Menschen so 
weit profitiert und sich wirtschaftlich entwickelt 
haben, dass der Wohlstand ausreicht, um die wach-
sende Zahl von Älteren zu versorgen. 
Bevölkerung
Bevölkerung
Bevölkerung
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Sind all diese Voraussetzungen erfüllt, was 
in Südkorea mustergültig der Fall war, lässt 
sich der demografische Bonus als demo-
grafische Dividende einstreichen. Mit den 
höheren Einkommen – etwa in der Industrie 
statt in der Landwirtschaft – gewannen 
die Südkoreaner neue Lebensoptionen, in 
denen Kinder eine geringere Rolle spielten 
als zuvor. Die Fertilität sank weiter. Das Pro-
Kopf-Einkommen erhöhte sich und mit ihm 
der Lebensstandard. Gleichzeitig stiegen 
die Steuereinnahmen und es wurden Mittel 
zum Ausbau der Gesundheitsversorgung und 
Bildungseinrichtungen frei. Schließlich wuchs 
eine zahlenmäßig zwar kleinere, aber besser 
gebildete und gesündere Generation heran, 
die ihrerseits im Erwachsenenalter noch 
produktiver wurde als ihre Elterngeneration. 
Im Verlauf dieser Entwicklung veränderte 
sich die Altersstruktur enorm: Während Mitte 
der 1960er Jahre auf 100 erwerbsfähige 
Menschen im Alter zwischen 15 und 64 
Jahren mehr als 80 überwiegend jüngere 
und sehr wenige ältere Menschen kamen, 
die es zu versorgen galt, waren es zwanzig 
Jahre später nur noch rund 50. Heute sind 
es sogar nur 37. Der gewaltige Rückgang der 
Kinderzahlen bedeutet allerdings auch, dass 
Südkoreas Bevölkerung bald schon sehr stark 
altern und dass sich damit der Anteil der zu 
Versorgenden wieder erhöhen wird. Schon 
heute sind elf Prozent der Südkoreaner 65 
Jahre alt oder älter. Bis 2050 dürften es 34 
Prozent sein. Das Median-Alter liegt aktuell 
bei etwa 38 Jahren und dürfte sich in vierzig 
Jahren auf 54 Jahre erhöht haben.1 Doch 
darauf kann sich Südkorea vorbereiten, denn 
das Land verfügt über eines der am besten 
entwickelten sozialen Sicherungssysteme 
Asiens.17
Südkorea hat es verstanden, sein demografi-
sches Potenzial optimal zu nutzen und seine 
Bevölkerung in den Arbeitsmarkt zu integrie-
ren – auch viele Frauen. Damit wurde das 
Land für Privat- und Auslandsinvestoren im 
Laufe seiner Industrialisierung immer inte-
ressanter. Es hat sich von einem bettel armen 
Staat, dem nach Ende des Koreakrieges 
1953 kaum jemand eine Chance zugebilligt 
hatte, zu einer High-Tech-Nation entwickelt. 
Süd korea gehört, gemessen am Brutto-
inlandsprodukt, zu den 15 reichsten Staaten 
der Welt, erzielt bei internationalen Bildungs-
vergleichen Spitzenwerte und stellt in vielen 
Bereichen weltführende Unternehmen.18
Von der Pyramide zum Baum: Wie sich 
die Gesellschaft Südkoreas verändert
1955 gleicht die Bevölkerungsstruktur Südkoreas 
noch der Form einer Pyramide, wie sie für Entwick-
lungsländer typisch ist: Viele Kinder werden gebo-
ren, und weil die Sterblichkeit in allen Altersklas-
sen hoch ist, nimmt die Zahl der Menschen mit 
steigendem Alter ab. Zwanzig Jahre später sind 
bereits die ersten Auswirkungen der staatlichen 
Bevölkerungspolitik zu erkennen – es werden 
weniger Kinder geboren. In den 1990er Jahren 
profitiert das Land deutlich von seinem demogra-
fischen Bonus: Die Gruppe der jungen Erwachsenen 
im Alter von 15 bis 34 Jahren ist am stärksten 
besetzt. Dank hoher Investitionen in Arbeitsplätze 
finden sie weitgehend Beschäftigung. Gegenwärtig 
nähert sich diese starke Generation dem Renten-
alter. Das Ausmaß der Alterung lässt sich an der 
Prognose für 2050 erahnen. Bis dahin dürften 34 
Prozent der Südkoreaner über 64 Jahre alt sein.
Südkorea 1955 1975
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Wer hat seine demografi sche 
 Dividende genutzt und wo lässt der 
Erfolg noch auf sich warten?
Südkorea gilt als Musterbeispiel für die Nut-
zung der demografischen Dividende – aber 
keinesfalls als Ausnahme. Andere sogenannte 
Tigerstaaten wie Taiwan, Thailand, Malaysia 
oder Indonesien sind zeitversetzt in den 
1990er Jahren den gleichen Weg gegangen. 
Auch in heutigen Schwellenländern wie 
China und Indien sind die gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Erfolge nicht zuletzt auf 
Veränderungen in der Altersstruktur zurück-
zuführen. Zum Beispiel macht in China die 
erwerbsfähige Bevölkerung im Alter zwischen 
15 und 64 Jahren inzwischen über 70 Prozent 
der Gesamtbevölkerung aus.1 Die chinesi-
schen Wirtschaftswachstumsraten lagen in 
den letzten Jahren meist im zweistelligen 
Bereich.
Viele Länder Lateinamerikas sind dem Pfad 
der Tiger gefolgt, wenngleich es ihnen nicht 
immer gelang, die demografische Dividende 
vollständig einzufahren. Während Chile, 
Argentinien, Mexiko oder Brasilien in ihrer 
sozioökonomischen Entwicklung bereits 
weit fortgeschritten sind und den größten 
Bevölkerungszuwachs schon hinter sich 
haben, waren anderenorts in der entschei-
denden Zeit, als die Geburtenraten fielen, 
die Bildungs investitionen zu niedrig und die 
wirtschaftlichen und politischen Rahmenbe-
dingungen zu schlecht. Auch wurden wirt-
schaftliche Überschüsse häufig nicht gewinn-
bringend im Inland investiert.19 Deshalb sind 
die Entwicklungserfolge dieser Länder oft 
geringer als die einiger asiatischer Nationen. 
So leben in manchen lateinamerikanischen 
Staaten, etwa in Kolumbien, Peru, El Salvador 
oder Panama noch heute über 15 Prozent der 
Bevölkerung von weniger als zwei Dollar am 
Tag und damit in Armut. In den Tigerstaaten 
Südkorea und Singapur ist eine solche Armut 
längst  Vergangenheit.3
1990 2010
100
95 – 99
90 – 94
85 – 89 
80 – 84
75 – 79
70 – 74
65 – 69
60 – 64
55 – 59
50 – 54
45 – 49
40 – 44
35 – 39
30 – 34
25 – 29
20 – 24
15 – 19
10 – 14
5 – 9
0 – 4
+
Andere Länder stehen noch am Anfang 
ihres demografischen Bonus – wie etwa 
 Kambodscha, Laos oder Botswana. In die-
sen Staaten gibt es eine starke Generation 
junger Erwachsener, die am Beginn ihres 
Berufslebens stehen, während die Fertili-
tätsrate bereits relativ deutlich gesunken 
ist. Es kommt nun darauf an, die jungen 
Menschen auszubilden, für sie Arbeitsplätze 
zu schaffen und dadurch einen Überschuss 
an Staatseinnahmen zu erwirtschaften, um 
diesen gewinnbringend in das eigene Land zu 
investieren. 
In den meisten Ländern Subsahara-Afrikas 
müssten die Geburtenraten dagegen erst 
noch fallen, damit überhaupt ein demografi-
scher Bonus entstehen kann. Durchschnitt-
lich werden in der Region noch immer rund 
fünf Kinder pro Frau geboren. Die hohe Fer-
tilitätsrate führt dazu, dass die Bevölkerung 
mit einem Anteil von 42 Prozent an Unter-
15-Jährigen extrem jung ist. Diese Menschen 
2050
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Wo es viele Erwerbsfähige gibt
Gesellschaften, die nur wenige Kinder und ältere 
Menschen versorgen müssen, stehen grundsätzlich 
mehr finanzielle Mittel für wirtschaftliche Investitio-
nen zur Verfügung als sehr alten oder sehr jungen 
Gesellschaften. Gegenwärtig profitiert beispielswei-
se China von seiner günstigen Altersstruktur. Das 
heutige Wirtschaftswachstum wäre ohne den Gebur-
tenrückgang der Vergangenheit nicht denkbar. In 
Europa verschlechtert sich durch die Alterung der in 
den 1960er Jahren geborenen Babyboomer das 
Verhältnis zwischen Erwerbsbevölkerung und abhän-
giger, älterer Bevölkerung. Weil Afrika südlich der 
Sahara die höchsten Geburtenraten verzeichnet und 
die jüngste Bevölkerung der Welt hat, ist die dortige 
Altersstruktur momentan besonders ungünstig für die 
Entwicklung. 
40 und darunter
40 bis unter 50
50 bis unter 60
60 bis unter 70
70 bis unter 80
80 und darüber
(Datengrundlage: United Nations1)
mit Nahrung und Trinkwasser, mit Bildung, 
Gesundheitsdienstleistungen und Arbeit zu 
versorgen ist eine immense Herausforde-
rung für die meist armen und wirtschaftlich 
schwachen Länder. In einigen Jahren, wenn 
diese jungen Menschen im erwerbsfähigen 
Alter sind, könnten sie ihren Ländern zur 
Entwicklung verhelfen – vorausgesetzt, die 
Geburtenraten würden massiv sinken und 
die nachfolgenden Kinderjahrgänge kleiner 
werden lassen. Dies setzt die Einsicht voraus, 
dass starkes Bevölkerungswachstum Ent-
wicklung behindert und Familienplanungs-
programme Teil jedes Entwicklungskonzeptes 
sein müssen. Um den demografischen Bonus 
dann in eine Dividende zu verwandeln, sind 
neben Jobs und Bildung auch eine effiziente 
Verwaltung und effektive Regierungsführung 
notwendige Voraussetzungen.20
Die Tigerstaaten waren letztlich erfolgreich, 
weil sie alle eine starke politische Führung 
hatten. Weil die staatlichen Strukturen in 
Lateinamerika teilweise schwach waren, 
konnte dort die demografische Dividende 
nicht im gleichen Maß eingefahren werden. 
In Afrika gelten derzeit Botswana, Namibia, 
Südafrika und Ghana als Musterschüler im 
Bereich der guten Regierungsführung. Doch 
Afrika hat auch die meisten gescheiterten 
Staaten der Welt, die ihren Bürgern weder 
Sicherheit noch eine Grundversorgung ge-
währleisten können – darunter kriegs- und 
krisengeschüttelte Länder wie Somalia, der 
Sudan oder Sierra Leone. Für solche Staaten 
sind die Prognosen in jeder Hinsicht düster. 
Nicht nur, weil die für die vielen jungen Men-
schen notwendige Infrastruktur nicht bezahl-
bar ist, sondern auch, weil Konfliktpotenzial 
und Gewaltbereitschaft in Ländern mit einem 
hohen Anteil an Jugendlichen steigen, wenn 
diese keine Perspektiven haben.21
Anzahl der alten oder jungen 
Personen, die von 100 
erwerbsfähigen Menschen im 
Alter zwischen 15 und 64 
Jahren abhängig sind; 
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Wechselwirkungen zwischen 
 Bevölkerung und Entwicklung 
Wie sich eine Bevölkerung entwickelt, hängt 
von verschiedenen Faktoren ab. Umgekehrt 
wirkt sich die Bevölkerungsdynamik und 
-zusammensetzung in nahezu allen Bereichen 
auf den Entwicklungserfolg eines Landes aus. 
Dabei ist die absolute Bevölkerungszahl eines 
Landes fast unbedeutend. Vielmehr kommt 
es auf das Humanvermögen der Bevölkerung 
an, welches wiederum vom Bildungsstand, 
von der Altersstruktur und von den Möglich-
keiten abhängt, vorhandene Potenziale in 
einem geeigneten wirtschaftlichen und poli-
tischen Umfeld auch zu nutzen. 
Wirtschaftswachstum: Das Beispiel des 
demografischen Bonus zeigt, wie wichtig die 
Altersstruktur für die wirtschaftliche Leistung 
eines Landes sein kann. Je weniger junge und 
alte Menschen eine erwerbsfähige Bevöl-
kerung versorgen muss, desto mehr Mittel 
werden für ihre persönliche Entfaltung und 
die Entwicklung des Landes frei. Wirtschaft-
liche Erfolge bewirken ihrerseits einen ge-
sellschaftlichen Wandel: In vormals agrarisch 
geprägten Ländern werden Kinder von einem 
Nutzenfaktor als billige Arbeitskräfte für ihre 
Familien zu einem Kostenfaktor, weil sich die 
Ausbildungszeit bis ins junge Erwachsenen-
alter hinzieht. Unter solchen Bedingungen 
sinken die durchschnittlichen Kinderzahlen 
weiter.22
Wie groß die wirtschaftlichen Entwicklungs-
chancen durch den demografischen Bonus 
tatsächlich sind, hängt davon ab, wie schnell 
und wie stark die Fertilität sinkt. Je schneller 
die Kinderzahlen fallen und je weiter sie 
zurückgehen, desto günstiger entwickelt 
sich die Altersstruktur aus Sicht des Arbeits-
marktes. Sinkt die Fertilität in kurzer Zeit sehr 
stark – wie etwa in China durch die Einfüh-
rung der Ein-Kind-Politik – ist allerdings 
zeitversetzt mit einer entsprechend abrupten 
und ausgeprägten Alterung der Bevölkerung 
zu rechnen. Diese wird künftig einen sehr 
großen Einfluss auf die Wettbewerbsfähigkeit 
Chinas haben. 
Subsahara-Afrika bleibt jung, während 
Europa ergraut
Gegenwärtig hat Subsahara-Afrika die jüngste 
Bevölkerung der Welt. Doch schon in vierzig Jahren 
dürfte sich die Altersstruktur auch dort Prognosen 
der Vereinten Nationen zufolge merklich verändert 
haben: Der Anteil der jungen Menschen dürfte 
zugunsten der Erwerbsbevölkerung zurückgehen. 
 Subsahara-Afrika könnte dann eine Altersstruktur 
haben, die der heutigen Lateinamerikas und der 
Karibik gleicht, und daraus – theoretisch – großes 
wirtschaftliches  Kapital schlagen. In den anderen 
Weltregionen wird die Bevölkerung zwischenzeitlich 
stark altern. In Lateinamerika und der Karibik dürfte 
es 2050 anteilig so viele ältere Menschen geben wie 
heute in Europa. Schneller noch als Europa könnte 
die Region Ostasien altern, weil dort in den Tiger-
staaten und China die Fertilität besonders schnell 
gesunken ist. 
Bevölkerungsanteil der jeweiligen Altersgruppen in ausgewählten Weltregionen, 
Angaben in Prozent, mittlere Variante
(Datengrundlage: United Nations1)
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Bildung: Unabhängig davon, in welchem 
demografischen Stadium ein Land gerade 
steckt – Bildung ist elementar. Bei starkem 
Bevölkerungswachstum hilft insbesondere 
Bildung für Mädchen und Frauen, dieses zu 
verlangsamen. So entscheiden sich Frauen, 
die über die Grundschule hinaus eine weiter-
führende Schule besucht haben, für weniger 
Kinder.23 In Äthiopien beispielsweise bekom-
men diese Frauen bis zu vier Kinder weniger 
als Frauen ohne Abschluss.24
Wo der Anteil junger Menschen hoch ist, 
schafft eine Primär- und Sekundärbildung 
das Humankapital für die ersten Stufen wirt-
schaftlicher Entwicklung. Dabei investieren 
Familien, in denen Mütter gebildet sind, mehr 
in die Ausbildung und auch Gesundheit ihrer 
Kinder.23 In vielen der ärmsten Länder droht 
jedoch selbst bei steigenden Investitionen 
das durchschnittliche Bildungsniveau ab-
zusinken, weil die Zahl der Schulanwärter 
zu schnell wächst. So dürfte in Ländern wie 
Afghanistan, Mali oder Guinea die absolute 
Zahl an Menschen ohne Schulbildung bis 
2025 steigen.25 In Gesellschaften, denen 
Alterung und später Schrumpfung droht, sind 
hochqualifizierte Menschen die wichtigste 
Ressource, um den zahlenmäßigen Verlust an 
Humankapital auszugleichen.
Gesundheit: In Regionen mit hoher Kin-
dersterblichkeit liegen die Kinderzahlen je 
Frau generell sehr hoch. Eltern, die im Alter 
auf ihre Kinder angewiesen sind, versuchen 
so das Risiko der hohen Verluste auszuglei-
chen.26 Afrika südlich der Sahara hat mit 
durchschnittlich fünf Kindern pro Frau welt-
weit die höchsten Fertilitätsraten, und mit 
86 Sterbefällen pro 1.000 Geburten auch die 
höchste Säuglingssterblichkeit.1 Ebenso liegt 
dort das lebenslange Risiko einer Frau, im 
Rahmen einer Schwangerschaft oder Geburt 
zu sterben, 330-mal höher als in den ent-
wickelten Ländern.27 Umgekehrt verbessert 
sich bei weniger Geburten – sowie bei größe-
rem Abstand zwischen ihnen – die Gesund-
heit von Mutter und Kind.28 Die Verfügbarkeit 
von Mitteln zur Familienplanung spielt dabei 
eine wesentliche Rolle. Weltweit ist ein 
Viertel aller Schwangerschaften ungewollt.29 
215 Millionen Frauen, die eigentlich gar nicht 
schwanger werden wollen, fehlen die nötigen 
Mittel oder Kenntnisse, um mit modernen 
Methoden zu verhüten, oder sie unterliegen 
gesellschaftlichen Zwängen.30 In Subsahara-
Afrika hat beinahe jede vierte Frau im gebär-
fähigen Alter Bedarf an Verhütungsmitteln, 
der nicht gedeckt werden kann.31 Funktionie-
rende Gesundheitsdienste, vor allem, wenn 
sie die sexuelle und reproduktive Gesundheit 
verbessern und Verhütung begünstigen, 
beeinflussen maßgeblich die Sterbe- und 
Geburtenraten. Darüber hinaus können sie 
ein wichtiges Mittel sein, um die HIV/Aids-
Pandemie einzudämmen. 
Bildung führt zu weniger Kindern
Überall auf der Welt bekommen gut gebildete 
Frauen weniger Kinder als ungebildete. Dies gilt 
vor allem für Frauen, die nach der Grundschule eine 
weiterführende Schule besucht haben. Durch ihre 
beruflichen Möglichkeiten eröffnen sich ihnen alter-
native Lebenswege zur reinen Mutterrolle. Außerdem 
verfügen sie eher als weniger gebildete Frauen über 
Informationen und den Zugang zu Methoden der Fa-
milienplanung. Dadurch sind sie besser in der Lage, 
die Zahl ihrer Kinder und den Abstand zwischen den 
Geburten selbst zu bestimmen. 
Durchschnittliche Kinder-
zahlen pro Frau nach 
deren Bildungsabschluss
Kambodscha KolumbienEcuadorPakistanMaliÄthiopienAngola
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Kinderzahl pro Frau
ohne Schulbildung
mit Grundschulbesuch
mit Sekundarabschluss 
oder höher
(Datengrundlage: 
Demographic and 
Health Surveys24)
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Gleichstellung der Frauen: Frauen in 
Entwicklungsländern wünschen sich ten-
denziell weniger Kinder, als sie tatsächlich 
bekommen. Männer tendieren meist zu noch 
mehr Nachwuchs.31 Mangels ausreichender 
Bildung, rechtlicher und sozialer Gleichstel-
lung sowie ökonomischer Eigenständigkeit 
können Frauen ihren Wunsch nach kleineren 
Familien aber häufig nicht durchsetzen. Je 
niedriger der Gender Development Index 
(GDI), der den Status von Frauen in der Ge-
sellschaft misst, desto höher sind tendenziell 
die Fertilitätsraten. Niger weist den weltweit 
niedrigsten GDI-Wert3 auf und hat die höch-
ste Fertilitätsrate.1 Die Gleichstellung der 
Geschlechter ist wahrscheinlich das wich-
tigste Instrument, um starkes Bevölkerungs-
wachstum einzudämmen. 
Regierungsführung und Sicherheitspolitik: 
Studien zufolge steigen Konfliktpotenzial und 
Gewaltbereitschaft in Ländern mit hohem 
Bevölkerungswachstum, weil es dort einen 
überproportionalen Anteil an Jugendlichen 
gibt, die keinen angemessenen Platz in der 
Gesellschaft finden. Vor allem männliche 
Jugendliche werden unter diesen Bedingun-
gen leicht Opfer von Radikalisierung.21 Wo 
Gewalt, Korruption und Missmanagement 
herrschen, ist es nahezu unmöglich, ein ho-
hes Bevölkerungswachstum zu reduzieren 
und Bedingungen für einen demografischen 
Bonus zu schaffen. Ein funktionierender 
Staatsapparat, eine effiziente Verwaltung 
und eine effektive Regierungsführung bilden 
notwendige Voraussetzungen, damit ein 
Staat erfolgreich in Bildung, Gesundheits-
dienste und Arbeitsplätze investieren kann.20 
Infrastruktur: Das enorme Bevölkerungs-
wachstum insbesondere in Subsahara-Afrika 
und Südasien erschwert es, Defizite in der 
Infrastruktur auszugleichen. Im ländlichen 
Raum hat dies vor allem Folgen für das 
Bildungs- und Gesundheitssystem sowie 
für die Ernährungssicherheit. Dies führt zu 
verschärfter Migration in die städtischen 
Räume. So könnte Lagos in Nigeria mit einem 
jährlichen Bevölkerungswachstum von knapp 
vier Prozent bis 2025 die elftgrößte Stadt der 
Welt werden und damit Megastädte wie Rio 
de Janeiro, Peking und Manila in ihrer Ein-
wohnerzahl übertreffen.34 Durch mangelhafte 
Infrastruktur wächst der informelle Sektor, 
wodurch Staaten wie Mexiko oder Indien 
erhebliche Steuereinnahmen verloren gehen. 
In Indien sollen mit 432 Millionen Menschen 
86 Prozent aller Arbeitskräfte im informellen 
Sektor tätig sein.35
Ernährung: Das starke Bevölkerungswachs-
tum könnte in Zukunft in einigen Ländern 
häufiger Versorgungsengpässe auslösen. 
Preisspekulationen haben darüber hinaus 
schon 2008 die Kosten für Grundnahrungs-
mittel wie Reis oder Weizen in den Entwick-
lungsländern in die Höhe getrieben. Vor 
allem dank der Grünen Revolution werden 
weltweit eigentlich genügend Lebensmittel 
produziert – nur nicht immer da, wo sie 
benötigt werden. Insbesondere in Subsahara-
Afrika fehlt eine an die lokalen Bedingungen 
angepasste Grüne Revolution. Auch geschürt 
durch den Klimawandel dürften bis zum Jahr 
2080 in den Entwicklungsländern 90 bis 125 
Millionen Menschen zusätzlich unter Hunger 
leiden.36 Durch Landknappheit und Nutzungs-
konflikte droht sich die Lage zu verschärfen. 
Nutzungskonflikte entstehen dabei nicht nur 
auf lokaler, sondern auch auf internationaler 
Ebene, etwa wenn es darum geht, Agrar-
flächen für Nahrungsmittel, Futtermittel 
oder für nachwachsende Energierohstoffe 
zu nutzen. Sie könnten aber auch entstehen, 
wenn Länder wie China in Zukunft weitere 
afrikanische Flächen mieten oder aufkaufen, 
um darauf Nahrungsmittel für die eigene 
Bevölkerung zu produzieren. 
keine Verhütung
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80
traditionelle
Verhütungsmethoden
moderne
Verhütungsmethoden
Verwendete Verhütungsmethoden in Subsahara-
Afrika, 2008, Angaben in Prozent
(Datengrundlage: Guttmacher Institute/UNFPA33)
Fehlende Verhütung – ungewollte 
 Schwangerschaften in Subsahara-Afrika
17 Millionen ungewollte Schwangerschaften gab es 
Schätzungen zufolge im Jahr 2008 in Subsahara-
Afrika. Ein Großteil davon ließe sich höchstwahr-
scheinlich vermeiden, hätten die betroffenen Frauen 
Zugang zu modernen Verhütungsmethoden. Wo 
Pille, Kondom, Spirale und Co. nicht verfügbar sind, 
wird oft auf traditionelle Weise (durch Abstinenz 
in den fruchtbaren Tagen oder Coitus interruptus) 
verhütet. Doch diese Methoden gelten als unsicher. 
So erklärt sich auch die hohe Zahl an Abtreibungen in 
Subsahara-Afrika, die häufig unter medizinisch und 
hygienisch bedenklichen Umständen stattfinden.32 In 
ländlichen Regionen und unter jungen Frauen ist der 
Bedarf an zuverlässiger Verhütung am höchsten.
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Umwelt: Um all die zusätzlichen Menschen 
zu ernähren, muss die Landwirtschaft ihre 
Produktivität steigern. Das geschieht aller-
dings in den seltensten Fällen nachhaltig. 
Weil mehr Fläche für die Landwirtschaft 
benötigt wird, verschwinden ganze Wälder. 
Da gerade tropische Länder das stärkste 
Bevölkerungswachstum verzeichnen, trifft 
es vor allem die artenreichen Regenwälder.37 
So hat der Amazonasregenwald seit 1970 
rund 20 Prozent seiner Fläche verloren. 80 
Prozent der weltweiten Fischbestände, von 
denen sich mehr als 2,9 Milliarden Menschen 
ernähren, sind bereits heute überfischt.5 
In manchen Regionen verringern sich die 
Erträge in der Landwirtschaft, weil frucht-
bare Böden durch falsche Anbautechniken 
erodieren oder sich ihre Beschaffenheit 
durch den Klimawandel verschlechtert. Hinzu 
kommt, dass durch künstliche Bewässerung 
vielerorts die Böden versalzen. Außerdem 
bestehen Mängel in einer umweltgerechten 
Abwasserentsorgung – vor allem industrielle 
Abwässer fließen in Entwicklungsländern 
meist ungeklärt in Flüsse und Meere ab.38 
 Dadurch geht der regionale natürliche 
Lebensraum verloren, was umso proble-
matischer ist, wenn die Bevölkerung weiter 
wächst. Wo darüber hinaus zu der wachsen-
den Bevölkerung noch ein steigender Lebens-
standard kommt, werden aus den regionalen 
Umwelt- und Nachhaltigkeitsproblemen 
globale. Denn mit dem Wohlstand steigt der 
Pro-Kopf-Energie- und Ressourcenverbrauch 
überproportional. Zunehmende Mobilität, 
erhöhter Fleischkonsum und die steigende 
Nachfrage nach Konsumgütern sorgen für 
vermehrte Treibhausgas-Emissionen und 
schüren damit den globalen Klimawandel.36
Klimawandel: Die Entwicklungsländer wer-
den am stärksten vom Klimawandel getrof-
fen, haben aber die geringsten Möglichkeiten, 
sich daran anzupassen. Die Auswirkungen 
sind dort besonders dramatisch, wo viele 
Menschen von begrenzten natürlichen 
Ressourcen leben, etwa am Nildelta oder 
in Bangladesch. Prognosen zufolge werden 
2050 allein in Afrika 350 bis 600 Millionen 
Menschen in Gebieten mit Wasserknappheit 
leben.39 40 Prozent der Weltbevölkerung 
könnten bis Ende des 21. Jahrhunderts von 
den Auswirkungen der abschmelzenden 
Gletscher in Asien betroffen sein.36
Flutkatastrophen wie in Pakistan im Sommer 
2010 könnten sich in Zukunft häufen. Dass 
diese so desaströs ausfallen, liegt aber nicht 
allein am Klimawandel, sondern vor allem am 
Bevölkerungswachstum. In der Vergangen-
heit hat es in Pakistan immer wieder schwere 
Regenfälle gegeben, doch waren davon weit-
aus weniger Menschen betroffen. Die Bevöl-
kerung des Landes hat sich in den letzten 
sechzig Jahren verviereinhalbfacht. Statt 41 
Millionen Einwohnern 1950 leben heute über 
184 Millionen in Pakistan.1 Weil all die Men-
schen Lebensraum benötigen und ernährt 
werden müssen, haben die Pakistani die 
Natur durch menschliche Eingriffe verändert: 
Wälder wurden abgeholzt, Flüsse begradigt, 
Flusstäler besiedelt – das alles führte schließ-
lich dazu, dass die Monsunregenfälle in einer 
Flutkatastrophe von bisher unbekanntem 
Ausmaß endeten.40
Was sollte die Entwicklungs-
zusammenarbeit tun?
Ohne eine demografische Dimension kann 
Entwicklung nicht nachhaltig sein, weil 
starkes Bevölkerungswachstum und die 
Alterung einer Gesellschaft auf lange Sicht 
Entwicklungserfolge zerstören können. Des-
halb sollten demografische Fragen in Zukunft 
in entwicklungspolitischen Konzepten stärker 
berücksichtigt werden. Im Folgenden werden 
die wichtigsten Gesichtspunkte im Hinblick 
auf die Entwicklungsländer noch einmal 
zusammengefasst. Diese Länder können nach 
demografischen Gesichtspunkten in drei 
verschiedene Gruppen eingeteilt werden: 
Gruppe A: Der Geburtenrückgang muss erst 
noch eingeleitet werden.
Gruppe B: Der Geburtenrückgang findet 
bereits statt.
Gruppe C: Die demografische Dividende 
wird bereits eingefahren. 
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Zu Gruppe A zählen viele Länder Subsahara-
Afrikas, in denen die Fertilitätsraten noch 
sehr hoch sind und teilweise bei über sechs 
Kindern pro Frau liegen. Um einen demogra-
fischen Bonus zu ermöglichen, bedarf es ver-
schiedener Maßnahmen, die Geburten raten 
zu reduzieren. Dazu können beispielsweise 
Bildungsprogramme speziell für Mädchen, 
aber auch für Jungen, verbesserte medizi-
nische Versorgung vor allem im Bereich der 
Kinder- und Müttergesundheit und natürlich 
der Ausbau von Familienplanungsdienst-
leistungen beitragen. Letztere beinhalten 
unter anderem Beratungsangebote sowie die 
Bereitstellung verschiedener Verhütungs-
methoden. Außerdem ist es wichtig, den 
vielen jungen Menschen, insbesondere den 
Frauen, eine Lebensperspektive zu bieten 
und Beschäftigungsmöglichkeiten auszubau-
en. Die erste Phase der Industrialisierung 
birgt die Chance, eine große Zahl auch un-
gelernter Kräfte zu beschäftigen, etwa in der 
einfachen Produktion wie der Textilindustrie 
oder der Rohstoffverarbeitung. Selbst aus 
diesen bescheidenen Aufstiegsmöglich-
keiten ergeben sich neue Lebensoptionen 
und Planungshorizonte für die betroffenen 
Menschen, wodurch Familienplanung immer 
wichtiger wird. So kann ein demografischer 
Bonus entstehen und gleichzeitig können sich 
die Bildungsinvestitionen für die nachwach-
senden Generationen erhöhen. 
Zu Gruppe B gehören Länder mit verlang-
samtem Bevölkerungswachstum, in denen 
die Fertilitätsraten bereits gefallen sind, und 
heute auf einem Niveau von zwei bis drei 
Kindern pro Frau liegen. Das ist zum Beispiel 
in Ägypten, Bangladesch, Indien oder in 
Kolumbien der Fall. Hier kommt es auf Inve-
stitionen in Wirtschaftsbereiche mit höherer 
Wertschöpfung, also Dienstleistungen, 
höherwertige Produktion sowie Forschung 
und Entwicklung an, um die demografische 
Dividende einzufahren. Der Ausbau der Er-
wachsenenbildung wird zunehmend wichtig, 
um die Qualifikation der Arbeitskräfte dem 
Bedarf anzupassen. Auch die zirkuläre Migra-
tion gewinnt an Bedeutung. Fachkräfte, die 
für einige Jahre im Ausland gearbeitet haben, 
kehren mit dem neuerworbenen Knowhow in 
ihre Heimatländer zurück und können dort In-
vestitionen tätigen oder Unternehmen grün-
den. Nicht vergessen werden darf in diesen 
Ländern die Alterungswelle – die Kehrseite 
der demografischen Dividende. Deshalb ist 
es wichtig, frühzeitig soziale Sicherungs-
systeme aufzubauen. Empfehlenswert sind 
sogenannte Dreisäulenmodelle, die erstens 
auf staatlicher Grundsicherung, zweitens 
auf betrieblicher und drittens auf privater 
Vorsorge basieren, denn eine reine Umlagen-
finanzierung, wie sie einst in Deutschland 
entstehen konnte, ist angesichts der raschen 
demografischen Veränderungen nicht taug-
lich. In Phasen guter Wirtschaftsentwicklung 
bietet es sich an, einen staatlichen Nachhal-
tigkeitsfonds für Zukunftsaufgaben wie Bil-
dung, Alterung und Forschung anzulegen. 
Zu Gruppe C zählen Länder wie die Tiger-
staaten Südkorea oder Taiwan, aber auch 
Schwellenländer wie China, Brasilien oder 
Argentinien. In diesen Ländern ist die Fertili-
tät bereits auf ein niedriges Niveau gefallen, 
in vielen Tigerstaaten liegt sie sogar unter 
2,1 Kindern je Frau, jenem Wert, der für eine 
stabile Bevölkerungsentwicklung nötig wäre. 
Einige dieser Länder müssen sich mittelfristig 
auf ein Schrumpfen der Bevölkerung einstel-
len. Zudem stehen alle Staaten dieser Gruppe 
in den nächsten zehn bis 25 Jahren vor dem 
Übergang der heute kopfstarken Schar an 
Erwerbsfähigen ins Pensionsalter. Deshalb ist 
es hier wichtig, die teils schon bestehenden 
Rentensysteme an die sich ändernde Alters-
struktur anzupassen, die Staatsverschuldung 
möglichst zu reduzieren, die Gesundheits-
systeme auf eine alternde Bevölkerung 
einzustellen und rechtzeitig für Zuwanderer 
zu werben, um die Lücken auf dem Arbeits-
markt zu schließen. Wichtig sind weiterhin 
Investitionen in Bildung, damit die zahlen-
mäßig schwächer besetzten, nachfolgenden 
Generationen möglichst gut qualifiziert sind, 
um die wirtschaftlichen Ausfälle der älteren 
Generationen ausgleichen zu können. 
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Bei allen drei demografischen Ländergrup-
pen wird deutlich, dass die Motoren für 
wirtschaftliche Entwicklung stets Bildung 
und der Arbeitsmarkt sind. In den Anfängen 
der Entwicklung, also bei noch hohen Ge-
burtenraten, kommt es gerade auf Verbes-
serungen im Gesundheitsbereich inklusive 
dem Ausbau von Familienplanungsdienst-
leistungen an. Besonders wichtig ist die 
Stellung der Frauen in der Gesellschaft, denn 
eine Ungleichbehandlung der Geschlechter, 
beziehungsweise eine Diskriminierung von 
Frauen, geht generell mit hohen Kinderzahlen 
einher. Sie verhindert auch die Qualifizie-
rung von Frauen und deren Eintritt in den 
Arbeitsmarkt, welcher notwendig ist, um 
in alternden Gesellschaften produktiv zu 
bleiben. Wichtig ist es, all diese Bereiche 
miteinander zu verknüpfen und die Wechsel-
wirkungen zu berücksichtigen. Die Entwick-
lungspolitik braucht also eine ganzheitliche, 
umfassende Strategie. Nachhaltig kann diese 
Strategie nur sein, wenn sie die zukünftige 
Bevölkerungsentwicklung berücksichtigt und 
frühzeitig auf Folgen der Alterung durch den 
Aufbau sozialer Sicherungssysteme reagiert. 
Funktionieren kann eine solche Strategie nur 
in Zusammenarbeit und in Übereinstimmung 
mit den Partnerländern.
Welche Vorteile ergeben sich aus einer 
ganzheitlichen Entwicklungspolitik für 
Deutschland?
Deutschland, einst selbst Empfängerland 
 milliardenschwerer Wiederaufbauhilfe nach 
dem Zweiten Weltkrieg, versteht es als 
seine Verpflichtung, sich international für 
die Armuts bekämpfung einzusetzen. Ziel 
deutscher Entwicklungspolitik ist es, Verbes-
serungen zu schaffen – etwa in der Bildungs- 
und Gesundheitssituation –, durch die sich 
die Partnerländer langfristig eigenständig 
entwickeln können. In diesem Sinne legt die 
deutsche Politik großen Wert auf Nachhal-
tigkeit. Nachhaltig kann Entwicklungspolitik 
jedoch nur sein, wenn sie um eine Bevölke-
rungskomponente erweitert wird. Nur bei 
einem Rückgang des starken Bevölkerungs-
wachstums in den ärmsten Ländern lassen 
sich die Millenniums-Entwicklungsziele errei-
chen, für die sich Deutschland engagiert.41
In der Entwicklungspolitik spiegeln sich im-
mer auch die Interessen der Gebernationen. 
Aus einer ganzheitlichen Entwicklungspolitik, 
in deren Zentrum auch die demografische 
Entwicklung der Empfängerländer steht, 
ergeben sich verschiedene Vorteile für 
Deutschland.
Unter der Annahme, dass sich durch die 
demografische Dividende die Lebenssitua-
tion in den betreffenden Ländern verbessert, 
könnten sich beispielsweise die Migrations-
ströme aus den Entwicklungsländern 
verringern. Das bedeutet dann weniger Asyl-
bewerber sowie weniger unkontrollierte und 
illegale Migration nach Europa. 
Auch die deutsche Wirtschaft kann von einer 
bevölkerungsorientierten Entwicklungspoli-
tik profitieren, denn wirtschaftliche Entwick-
lung und steigender Bildungsstand schaffen 
ein Potenzial für qualifizierte Migranten, auf 
die Deutschland und Europa angewiesen 
sind. Durch ein Modell der zirkulären Migra-
tion, von dem auch die Entwicklungs- und 
Schwellenländer profitieren, kann dem Fach-
kräftemangel hierzulande begegnet werden. 
Daraus können zudem wertvolle Kontakte 
und neue wirtschaftliche Beziehungen ent-
stehen und deutsche Unternehmen können 
sich frühzeitig als Wirtschaftspartner der 
aufstrebenden Länder empfehlen. 
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ANHANG: DATEN ZUR WELTBEVÖLKERUNG
* Der Human Development Index der Vereinten Nationen misst den Entwicklungsstand eines Landes, indem er Lebenserwartung, Bildungsstand und Einkommen der 
Bevölkerung zu einem Index kombiniert.
Welt 2,5 1,2 46 66 70 6.908.688 9.149.984 53 55 10.030 – –
Industrieländer 1,6 0,3 6 74 81 1.237.228 1.275.243 48 71 32.370 – –
Entwicklungsländer 2,7 1,3 50 64 68 5.671.460 7.874.742 54 60 5.150 – –
AFRIKA 4,5 2,3 80 53 56 1.033.043 1.998.466 78 23 2.630 – –
Subsahara-Afrika 5,0 2,4 86 51 53 863.314 1.753.272 83 17 1.930 – –
Ostafrika 5,2 2,6 73 53 55 327.186 711.430 88 23 1.030 – –
Äthiopien 5,2 2,6 76 54 57 84.976 173.811 86 14 870 78 0,414
Burundi 4,5 2,7 96 49 52 8.519 14.846 69 8 380 93 0,394
Djibouti 3,8 1,7 82 54 57 879 1.469 64 17 2.330 41 0,520
Eritrea 4,5 2,9 52 58 62 5.224 10.787 79 5 630 – 0,472
Kenia 4,9 2,6 62 54 55 40.863 85.410 83 39 1.580 40 0,541
Madagaskar 4,6 2,6 63 59 62 20.146 42.693 84 29 1.040 90 0,543
Malawi 5,5 2,8 80 53 55 15.692 36.575 96 38 830 90 0,493
Mauritius 1,8 0,7 14 68 76 1.297 1.426 42 42 12.480 – 0,804
Mosambik 5,0 2,2 86 47 49 23.406 44.148 89 12 770 90 0,402
Ruanda 5,3 2,8 97 49 52 10.277 22.082 81 27 1.010 90 0,460
Sambia 5,7 2,5 90 46 47 13.257 28.957 97 33 1.230 82 0,481
Simbabwe 3,4 0,7 54 45 46 12.644 22.178 77 58 – – –
Somalia 6,4 2,4 107 49 52 9.359 23.522 91 1 – – –
Tansania 5,5 2,9 62 56 57 45.040 109.450 92 20 1.230 97 0,530
Uganda 6,3 3,3 72 53 54 33.796 91.271 105 18 1.140 76 0,514
Zentralafrika 5,5 2,5 110 47 50 128.909 272.969 91 7 1.710 – –
Angola 5,6 2,6 113 46 50 18.993 42.267 89 5 5.020 70 0,564
Demokratische Rep. Kongo 5,9 2,7 115 46 49 67.827 147.512 96 6 290 80 0,389
Gabun 3,2 1,8 49 60 62 1.501 2.471 66 12 12.270 20 0,755
Kamerun 4,5 2,2 85 51 52 19.958 36.736 80 13 2.180 58 0,523
Kongo 4,3 1,9 79 53 55 3.759 6.863 79 13 3.090 74 0,601
Tschad 6,1 2,6 128 48 50 11.506 27.776 94 2 1.160 83 0,392
Zentralafrikanische Republik 4,7 1,9 103 46 49 4.506 7.603 79 9 730 82 0,369
Nordafrika 2,8 1,7 40 67 70 212.921 321.077 56 44 5.370 – –
Ägypten 2,8 1,8 33 69 72 84.474 129.533 58 58 5.460 18 0,703
Algerien 2,3 1,5 29 71 74 35.423 49.610 46 52 7.940 24 0,754
Libyen 2,6 2,0 17 72 77 6.546 9.819 53 20 15.630 – 0,847
Marokko 2,3 1,2 29 69 74 32.381 42.583 50 55 4.330 14 0,654
Sudan 4,1 2,2 67 57 60 43.192 75.884 73 6 1.930 – 0,531
Tunesien 1,8 1,0 19 72 76 10.374 12.711 42 52 7.070 13 0,769
Westsahara 2,6 3,3 42 65 69 530 938 45 – – – –
Südliches Afrika 2,6 0,9 46 50 53 57.968 67.388 55 58 9.390 – –
Botswana 2,8 1,4 34 55 55 1.978 2.758 58 42 13.100 49 0,694
Lesotho 3,3 0,8 67 45 46 2.084 2.491 76 35 2.000 62 0,514
Namibia 3,3 1,9 32 61 62 2.212 3.588 67 53 6.270 62 0,686
Südafrika 2,5 0,8 45 50 53 50.492 56.802 54 60 9.780 43 0,683
Swasiland 3,5 1,4 62 47 46 1.202 1.749 73 48 5.010 81 0,572
18  Schwieriges Wachstum
Westafrika 5,1 2,5 96 51 52 306.058 625.601 84 10 1.600 – –
Benin 5,4 3,1 82 61 63 9.212 21.982 86 6 1.460 75 0,492
Burkina Faso 5,8 3,3 79 52 55 16.287 40.830 94 13 1.160 81 0,389
Côte d‘Ivoire 4,5 2,3 85 57 59 21.571 43.373 80 8 1.580 47 0,484
Gambia 5,0 2,7 75 55 58 1.751 3.763 82 9 1.280 57 0,456
Ghana 4,2 2,1 72 56 58 24.333 45.213 72 17 1.430 54 0,526
Guinea 5,3 2,4 95 56 60 10.324 23.975 85 6 1.190 87 0,435
Guinea-Bissau 5,7 2,2 111 47 50 1.647 3.555 85 6 530 78 0,396
Liberia 5,0 3,9 93 57 60 4.102 8.841 84 10 300 95 0,442
Mali 5,4 2,4 104 48 50 13.323 28.260 86 6 1.090 77 0,371
Mauretanien 4,4 2,3 72 55 59 3.366 6.061 72 8 2.000 44 0,520
Niger 7,1 3,9 85 51 53 15.891 58.216 109 5 680 86 0,340
Nigeria 5,2 2,3 108 48 49 158.259 289.083 83 10 1.940 84 0,511
Senegal 4,9 2,6 58 54 57 12.861 26.102 84 10 1.760 60 0,464
Sierra Leone 5,2 2,4 102 47 49 5.836 12.446 83 7 750 76 0,365
Togo 4,2 2,4 69 61 65 6.780 13.196 76 11 820 69 0,499
ASIEN 2,3 1,1 40 67 71 4.166.741 5.231.485 49 60 6.000 – –
Ostasien 1,7 0,6 21 72 77 1.563.951 1.600.005 40 82 9.080 – –
China 1,8 0,6 22 72 75 1.354.146 1.417.045 39 86 6.020 36 0,772
China, Hong Kong 1,0 0,6 4 80 85 7.069 8.623 32 80 43.960 – 0,944
China, Macao 1,0 2,0 5 79 83 548 593 25 – 52.260 – –
Japan 1,3 -0,1 3 79 86 126.995 101.659 56 44 35.220 – 0,960
Mongolei 2,0 1,1 41 64 70 2.701 3.446 42 61 3.480 49 0,727
Nordkorea 1,9 0,4 47 65 70 23.991 24.562 45 58 – – –
Südkorea 1,2 0,4 4 76 83 48.501 44.077 37 67 28.120 – 0,937
Zentralasien 2,7 1,5 55 63 66 1.780.473 2.493.681 56 45 3.130 – –
Afghanistan 6,5 3,4 154 44 44 29.117 73.938 93 16 – – 0,352
Bangladesch 2,3 1,4 42 66 68 164.425 222.495 53 48 1.440 81 0,543
Bhutan 2,6 1,6 42 65 68 708 1.013 53 31 4.880 50 0,619
Indien 2,7 1,4 53 63 66 1.214.464 1.613.800 56 49 2.960 76 0,612
Iran 1,8 1,2 27 70 73 75.078 96.975 40 56 10.840 8 0,782
Kasachstan 2,3 0,7 25 59 71 15.753 17.848 44 49 9.690 17 0,804
Kirgisistan 2,5 1,2 36 64 72 5.550 6.882 52 46 2.130 52 0,710
Nepal 2,8 1,8 40 66 68 29.853 49.028 67 44 1.120 78 0,553
Pakistan 3,9 2,2 62 67 67 184.753 335.195 69 22 2.700 60 0,572
Sri Lanka 2,3 0,9 15 71 78 20.410 21.705 47 53 4.480 40 0,759
Tadschikistan 3,4 1,7 59 64 70 7.075 11.111 67 33 1.860 51 0,688
Turkmenistan 2,4 1,3 49 61 69 5.177 6.796 50 53 6.210 50 0,739
Usbekistan 2,2 1,1 47 65 71 27.794 36.439 49 59 2.660 77 0,710
Südostasien 2,3 1,2 27 68 73 589.615 765.966 49 53 4510 – –
Indonesien 2,1 1,1 25 69 73 232.517 288.110 49 57 3.830 – 0,734
Kambodscha 2,9 1,7 59 60 63 15.053 23.795 57 27 1.820 68 0,593
Laos 3,4 1,8 47 64 67 6.436 10.744 68 29 2.060 77 0,619
Malaysia 2,5 1,6 9 72 77 27.914 39.664 51 – 13.740 8 0,829
Myanmar 2,3 0,9 72 60 64 50.496 63.373 47 33 1.290 – 0,586
Osttimor 6,4 3,2 63 61 63 1.171 3.217 91 21 4.690 78 0,489
Philippinen 3,0 1,8 22 70 74 93.617 146.156 61 34 3.900 45 0,751
Singapur 1,3 2,3 3 78 83 4.837 5.221 35 55 47.940 – 0,944
Thailand 1,8 0,6 7 66 72 68.139 73.361 41 70 5.990 12 0,783
Vietnam 2,0 1,1 19 73 77 89.029 111.666 46 69 2.700 48 0,725
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Prozent Jahre Jahre in 1.000 in 1.000 Prozent US-Dollar Prozent
Berlin-Institut  19
Westasien 2,9 1,9 29 69 74 232.702 371.833 57 35 10.590 – –
Armenien 1,7 0,2 24 71 77 3.090 3.018 45 20 6.310 44 0,798
Aserbaidschan 2,2 1,2 42 68 73 8.934 10.579 44 14 7.770 – 0,787
Bahrain 2,2 2,0 10 75 78 807 1.277 39 – – – 0,895
Georgien 1,6 -1,0 33 68 75 4.219 3.267 45 27 4.850 30 0,778
Irak 4,0 2,2 32 65 72 31.467 63.995 78 33 – – –
Israel 2,8 1,6 5 79 83 7.285 10.649 61 – 27.450 – 0,935
Jemen 5,1 2,8 56 62 65 24.256 53.689 84 19 2.210 47 0,575
Jordanien 3,0 2,7 18 71 75 6.472 10.241 60 42 5.530 4 0,770
Katar 2,4 8,2 8 75 77 1.508 2.316 20 32 – – 0,910
Kuwait 2,2 2,2 9 76 80 3.051 5.240 34 39 52.610 – 0,916
Libanon 1,8 0,7 21 70 74 4.255 5.033 47 34 10.880 – 0,803
Oman 3,0 2,1 12 75 78 2.905 4.878 51 – 20.650 – 0,846
Saudi Arabien 3,0 2,0 18 71 76 26.246 43.658 54 – 22.950 – 0,843
Syrien 3,2 2,9 15 73 76 22.505 36.911 61 43 4.350 – 0,742
Türkei 2,1 1,2 26 70 75 75.705 97.389 48 43 13.770 9 0,806
Vereinte Arabische Emirate 1,9 2,4 9 77 79 4.707 8.253 25 – – – 0,903
Zypern 1,5 1,0 5 77 82 880 1.175 44 – 24.040 – 0,914
EUROPA 1,5 0,1 7 71 79 732.759 691.048 46 56 25.580 – –
Osteuropa 1,4 -0,3 11 64 75 291.485 239.961 40 48 14.440 – –
Belarus 1,3 -0,5 9 64 75 9.588 7.275 39 57 12.150 – 0,826
Bulgarien 1,4 -0,6 11 70 77 7.497 5.392 45 40 11.950 2 0,840
Polen 1,3 -0,1 7 72 80 38.038 32.013 39 19 17.310 – 0,880
Republik Moldau 1,5 -0,8 18 65 72 3.576 2.734 38 44 3.210 29 0,720
Rumänien 1,3 -0,4 14 70 77 21.190 17.279 43 38 13.500 2 0,837
Russische Föderation 1,4 -0,4 11 61 73 140.367 116.097 39 53 15.630 – 0,817
Slowakei 1,3 0,1 7 71 79 5.412 4.917 38 66 21.300 – 0,880
Tschechische Republik 1,5 0,4 4 74 80 10.411 10.294 42 63 22.790 – 0,903
Ukraine 1,4 -0,6 12 63 74 45.433 35.026 42 48 7.210 – 0,796
Ungarn 1,4 -0,2 7 70 78 9.973 8.934 45 68 17.790 – 0,879
Nordeuropa 1,8 0,5 5 77 82 98.909 112.524 51 75 36.120 – –
Dänemark 1,8 0,2 4 76 81 5.481 5.551 53 – 37.280 – 0,955
Estland 1,7 -0,1 7 68 79 1.339 1.233 48 56 19.280 – 0,883
Finnland 1,8 0,4 3 77 83 5.346 5.445 51 78 35.660 – 0,959
Großbritannien 1,9 0,5 5 77 82 61.899 72.365 51 79 36.130 – 0,947
Irland 2,0 1,7 4 78 83 4.589 6.295 47 66 37.350 – 0,965
Island 2,1 2,1 3 80 83 329 407 47 – 25.220 – 0,969
Lettland 1,4 -0,4 9 68 77 2.240 1.854 46 60 16.740 – 0,866
Litauen 1,4 -1,0 8 66 78 3.255 2.579 45 30 18.210 – 0,870
Norwegen 1,9 0,9 3 79 83 4.855 5.947 51 82 58.500 – 0,971
Schweden 1,9 0,5 3 79 83 9.293 10.571 53 65 38.180 – 0,963
Südeuropa 1,5 0,5 5 77 83 153.778 153.654 49 46 26.740 – –
Albanien 1,9 0,4 15 74 80 3.169 3.303 48 10 7.950 8 0,818
Bosnien und Herzegowina 1,2 -0,2 12 73 78 3.760 3.008 41 11 8.620 – 0,812
Griechenland 1,4 0,2 4 77 82 11.183 10.939 48 46 28.470 – 0,942
Italien 1,4 0,4 4 78 84 60.098 57.066 53 39 30.250 – 0,951
Kroatien 1,4 -0,1 6 73 80 4.410 3.825 48 – 18.420 – 0,871
Malta 1,3 0,3 6 78 82 410 413 43 43 22.460 – 0,902
Mazedonien 1,4 0,0 14 72 77 2.043 1.857 42 10 9.950 3 0,817
Portugal 1,4 0,3 4 76 82 10.732 10.015 49 63 22.080 – 0,909
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Prozent Jahre Jahre in 1.000 in 1.000 Prozent US-Dollar Prozent
20  Schwieriges Wachstum
Serbien 1,6 0,1 11 72 77 9.856 9.193 47 19 11.150 – 0,826
Slowenien 1,4 0,2 4 75 82 2.025 1.954 43 59 26.910 – 0,929
Spanien 1,5 0,9 4 78 84 45.317 51.260 47 62 31.130 – 0,955
Westeuropa 1,6 0,2 4 78 83 188.587 184.908 52 69 36.440 – –
Belgien 1,8 0,5 4 77 83 10.698 11.493 52 73 34.760 – 0,953
Deutschland 1,3 -0,1 4 77 83 82.057 70.504 51 66 35.940 – 0,947
Frankreich 1,9 0,5 4 78 85 62.637 67.668 55 76 34.400 – 0,961
Luxemburg 1,7 1,1 4 77 82 492 733 46 – 64.320 – 0,960
Niederlande 1,7 0,4 4 78 82 16.653 17.399 49 65 41.670 – 0,964
Österreich 1,4 0,3 4 77 83 8.387 8.515 48 41 37.680 – 0,955
Schweiz 1,5 0,4 4 80 84 7.595 8.514 48 78 46.460 – 0,960
LATEINAMERIKA 2,2 1,1 21 71 77 588.649 729.184 53 67 10.140 – –
Karibik 2,3 0,8 34 69 75 42.312 49.491 54 55 – – –
Dominikanische Republik 2,6 1,4 28 70 76 10.225 13.441 59 60 7.890 15 0,777
Haiti 3,4 1,6 62 60 63 10.188 15.485 67 25 1.180 72 0,532
Jamaika 2,4 0,4 23 69 75 2.730 2.683 58 66 7.360 6 0,766
Kuba 1,5 -0,0 5 77 81 11.204 9.725 42 72 – – 0,863
Trinidad und Tobago 1,6 0,4 25 66 73 1.344 1.278 38 38 23.950 14 0,837
Mittelamerika 2,4 1,2 18 73 78 153.115 196.844 57 63 11.910 – –
Belize 2,8 2,0 16 75 79 313 506 63 31 6.040 – 0,772
Costa Rica 1,9 1,3 10 77 82 4.640 6.373 47 72 10.950 9 0,854
El Salvador 2,3 0,5 20 67 76 6.194 7.882 64 66 6.670 21 0,747
Guatemala 4,0 2,5 28 67 74 14.377 27.480 85 34 4.690 24 0,704
Honduras 3,2 2,0 27 70 75 7.616 12.402 70 56 3.870 30 0,732
Mexiko 2,2 1,0 16 74 79 110.645 128.964 53 67 14.270 6 0,854
Nicaragua 2,7 1,3 20 70 77 5.822 8.143 64 70 2.620 32 0,699
Panama 2,5 1,6 17 73 79 3.508 5.092 55 – 11.650 18 0,840
Südamerika 2,1 1,1 20 70 77 393.221 482.850 51 69 10.150 – –
Argentinien 2,2 1,0 13 72 79 40.666 50.943 55 64 14.020 11 0,866
Bolivien 3,4 1,7 43 64 68 10.031 14.908 68 35 4.140 30 0,729
Brasilien 1,8 0,9 22 69 76 195.423 218.512 48 77 10.070 13 0,813
Chile 1,9 1,0 7 76 82 17.135 20.657 46 – 13.270 2 0,878
Ecuador 2,5 1,1 20 72 78 13.775 17.989 59 59 7.760 13 0,806
Guyana 2,3 -0,1 41 65 71 761 558 54 33 2.510 17 0,729
Kolumbien 2,4 1,4 18 70 77 46.300 62.877 52 68 8.510 28 0,807
Paraguay 3,0 1,7 31 70 74 6.460 9.867 63 71 4.820 14 0,761
Peru 2,5 1,1 20 71 76 29.496 39.776 56 50 7.980 19 0,806
Uruguay 2,1 0,3 13 73 80 3.372 3.637 57 75 12.540 4 0,865
Venezuela 2,5 1,6 16 71 77 29.044 42.042 54 62 12.830 10 0,844
NORDAMERIKA 2,0 0,9 6 77 82 351.659 448.464 49 73 45.890 – –
Kanada 1,6 0,9 5 79 83 33.890 44.414 44 72 36.220 – 0,966
USA 2,1 0,9 6 77 82 317.641 403.932 50 73 46.970 – 0,956
OZEANIEN 2,4 1,3 22 74 79 35.838 51.338 54 63 24.380 – –
Australien 1,8 1,0 4 79 84 21.512 28.724 49 75 34.040 – 0,970
Neuseeland 2,0 0,9 4 78 82 4.303 5.349 50 72 25.090 – 0,950
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